
Erlebnisses wichtig ist. Es ist genau zu prüfen, ob dem 
Querulanten faktisch Unrecht geschah oder nicht. An Hand aus­
gewählter Fälle werden kritisch untersucht: das vermeintliche 
Unrecht, die Persönlichkeit, die Wirkung des Erlebnisses auf 
diese und ihre Reaktion. Es wird dargelegt, daß immer ein 
tatsächliches Unrecht geschah, daß aber bei dem Streben nach 
dem Recht eine Zielverschiebung eintritt. Dieses neue, ganz 
andere Rechtsziel wird querulatorisch verfolgt, kann aber nie 
erreicht werden, so daß neue Querelen die Folge sind. So 
entsteht ein immerwährender Kreislauf.

Zwischen Ursache und Anlaß des Querulierens muß unter­
schieden werden. Die Ursache, ein Erlebnis, liegt häufig weit 
zurück und ist stets eine reale rechtliche Beeinträchtigung. 
Dieses „Schlüsselerlebnis“ ist nur bei gründlicher Durch­
forschung zu finden, wie durch Beispiele gezeigt wird. Damit 
entfällt die Annahme eines „Wahnes“, weil das Erlebnis real 
gewesen ist. Somit ist die sichere Abgrenzung gegenüber que­
rulierenden Geisteskranken mit einem echten Wahn gegeben.

Die querulatorische Entwicklung, beginnt mit einer normal- 
psychologischen Rechtssuche, die mit den üblichen Mitteln 
durchgeführt wird. Erst wenn der Erfolg ausbleibt, kommt es 
zum Querulieren. Erlebnis — Rechtssuche — Mißerfolg ist eine 
Phase der Belastung, der jeder Mensch häufig unterliegt. Der 
Querulant übersteht die Belastungsprobe nicht, also müssen 
bei ihm besondere Bedingungen vorliegen. Solche besonderen 
Eigenschaften des Charakters sind: Willensschwäche, Störung 
der Motivbildung durch falsche Werteinschätzung (ich — wir), 
Mangel an Opfermut und Entsagung. Dazu kommen: Unzu­
länglichkeit des Urteils durch geistige Unterwertigkeit, die sich 
in Mangel an Lebensklugheit äußert. Es fehlt dem Querulanten 
der überblick über das soziologische Ineinandergreifen aller 
Einzelgeschehen und damit die Fähigkeit, die Wirkung seines 
Handelns richtig einzuschätzen, sowohl in allgemein mensch­
licher als auch in rechtlicher Beziehung. Das Rechtsgefühl des 
Querulanten ist ein anormales, indem nur eine Seite, die ich- 
bezügliche, ausgeprägt ist.

Weiterhin werden erörtert die Bedeutung des Lebensalters, 
der Affektivität und des Temperamentes für die Formen der 
Querulanz sowie der Einfluß hysterischer Komponenten. Es 
werden weitgehende Übereinstimmungen zwischen hysterischen 
und querulatorischen Reaktionen aufgezeigt. Der Tendenz des 
Hysterischen, aus einem unbedeutenden Körperschaden eine 
Krankheit zu machen, entspricht beim Querulanten die Ten­
denz, aus einem geringen Unrecht eino große Ungerechtigkeit 
zu machen und das persönliche Mißgeschick zu verallgemeinern.

Im zweiten, forensischen Teil wird darauf hingewiesen, daß 
die unterschiedliche gutachtliche Auffassung die richterliche 
Entscheidung wesentlich beeinflußt. Die Deutung des Queru­
lanten als Wahnkranken bedingt Anwendung der entsprechen­
den Schutzparagraphen und Notwendigkeit der Entmündigung. 
Die andere Auffassung des Querulanten als psychopathische 
Persönlichkeit ergibt einen ganz anderen Maßstab. Eine Klä­
rung dieser Fragen ist unbedingt erforderlich. Verfasser teilt 
die Querulanten in drei Gruppen ein, wobei die dritte Gruppe 
der querulatorischen Geisteskranken kein Problem darstellt.

Rechtliche Maßnahmen werden notwendig bei lästigen und 
kriminellen Querulanten, um ihnen ihre spezifische Betäti­
gung unmöglicn zu machen. Zivilrechtlich wird § 226 BGB an­
gezogen und die Möglichkeit der Anwendung diskutiert. Ver­
fasser befürwortet die weitgehende Anwendung dieses Para­
graphen. Er ist der Ansicht, daß die Geschäftsfähigkeit der 
Querulanten nicht zu verneinen sein kann. Er ist auch gegen die 
Einleitung von Entmündigungsverfahren, es sei denn wegen 
Geisteskrankheit. Die Frage wird ausführlich diskutiert. Vor 
verfrühter Wiederaufhebung einer ausgesprochenen Entmün­
digung wird gewarnt. Gegenüber kriminellen Querulanten 
nimmt der Verfasser den Standpunkt ein, daß sie nicht durch 
Entmündigung auszuschalten, sondern unter Anklage zu stellen 
sind. Sie sind wie psychopathische Rechtsbrecher zu beurteilen; 
von der Strafe wird eine heilsame Wirkung erwartet. Die Ein­
sichtsfähigkeit wird für alle Querulanten bejaht und nur in 
seltenen Fällen die Anwendung des § 51 Abs. 2 StGB als ge­
rechtfertigt angesehen. Die Unterbringung nach § 42b StGB 
wird nur in besonders schweren Fällen für notwendig erachtet. 
Bei den querulatorischen Geisteskrankheiten bestehen in bezug 
auf die Anwendung der §§ 51 und 42b keine Schwierigkeiten 
der Entscheidung.

Die Arbeit ist flüssig und leicht faßlich geschrieben. Der 
medizinische Gutachter findet eine wertvolle Bereicherung 
seines Wissens und gute Ratschläge für seine Arbeit beim Ge­
richt. Auch für die Nichtmediziner sind die Probleme so 
verständlich und klar, daß den Richtern das Büchlein nur 
empfohlen werden kann. Oberarzt Dr. Hansen
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